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Alle Steuerzahler 
 
Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz bringt zahlreiche Steueränderungen  
Nach monatelangen Verhandlungen haben Bund und Länder ihren Streit über Steueränderungen 
beigelegt und sich auf einen umfassenden Kompromiss verständigt. In dem nun am 29.6.2013 im 
Bundesgesetzblatt verkündeten Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz sind weite Teile des letzt-
lich gescheiterten Jahressteuergesetzes 2013 enthalten. Nachfolgend erhalten Sie einen Über-
blick über ausgewählte praxisrelevante Änderungen. 
 

Zinslauf beim Investitionsabzugsbetrag 

 
Steuerpflichtige, die die Voraussetzungen für den Abzug eines Investitionsabzugsbetrags erfül-
len, können für geplante Investitionen ins bewegliche Anlagevermögen 40 % der voraussichtli-
chen Investitionskosten als Betriebsausgaben abziehen. Unterbleibt die Investition, ist der Abzug 
im Jahr der Vornahme rückgängig zu machen. Das führt rückwirkend zu einer Gewinnerhöhung 
und zu einer Verzinsung in Höhe von 6 % im Jahr. Unterschiedliche Auffassungen bestanden bis 
dato zum Beginn des Zinslaufs. 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen hat in 2011 ein für Steuerzahler günstiges Urteil gefällt. Anders 
als die Finanzverwaltung hat das Gericht die Aufgabe der Investitionsabsicht nämlich als ein 
rückwirkendes Ereignis angesehen. Damit beginnt der Zinslauf für den Unterschiedsbetrag, der 
sich aus der Rückgängigmachung des Investitionsabzugsbetrags im Ausgangsjahr ergibt, erst 15 
Monate nach Ablauf des Jahres, in dem der Steuerzahler seine Investitionsabsicht aufgegeben 
hat. Nach Auffassung der Finanzverwaltung beginnt der Zinslauf indes schon 15 Monate nach 
Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der Abzugsbetrag geltend gemacht wurde. 
 
Durch das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz wurde die Ansicht der Verwaltung nun gesetz-
lich festgeschrieben. Diese Neuregelung gilt erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2013. 
 
Hinweis: Die bisherige Rechtslage ist umstritten. Gegen das Urteil des Finanzgerichts Nieder-
sachsen ist nämlich ein Verfahren beim Bundesfinanzhof anhängig. Die Gesetzesänderung könn-
te jedoch ein Hinweis darauf sein, dass die Verwaltung mit einem positiven Ausgang des Revisi-
onsverfahrens zugunsten der Unternehmer rechnet und daher auf eine „Klarstellung“ durch den 
Gesetzgeber für die Zukunft hingewirkt hat. Auf den Ausgang des Revisionsverfahrens darf man 
jedenfalls gespannt sein. 
 

Vergünstigungen bei der Privatnutzung von Elektroautos 

 
Gegenüber Fahrzeugen, die ausschließlich mit einem Verbrennungsmotor angetrieben werden, 
sind Elektro- und extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge bei der privaten Nutzungsbesteue-
rung wegen eines höheren Listenpreises benachteiligt. Dieser Nachteil wird nun  ausgeglichen, 
indem der Listenpreis um die Kosten für das Batteriesystem gemindert wird. Dies erfolgt über ei-
ne Pauschale, die sich nach der Batteriekapazität richtet. 
 
Hinweis: Diese Neuregelung gilt ab dem Veranlagungszeitraum 2013 und kann für alle begüns-
tigten Fahrzeuge geltend gemacht werden, die vor dem 1.1.2023 angeschafft werden. 
 

Abzugsverbot von Prozesskosten 

 
Der Bundesfinanzhof hat in 2011 entschieden, dass Zivilprozesskosten als außergewöhnliche 
Belastungen zu berücksichtigen sind, wenn der Steuerpflichtige darlegen kann, dass die Rechts-
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verfolgung oder -verteidigung eine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-
scheint. Das Bundesfinanzministerium konterte daraufhin mit einem Nichtanwendungserlass, in 
dem eine mögliche gesetzliche Neuregelung in Aussicht gestellt wurde.   
 
Diese ist nun erfolgt, indem Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) 
vom Abzug ausgeschlossen sind – es sei denn, es handelt sich um Aufwendungen ohne die der 
Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen 
Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. 
 
Hinweis: Die gesetzliche Neuregelung ist ab dem Veranlagungszeitraum 2013 anzuwenden.  
 

Lohnsteuer-Nachschau 

 
Bei der neu eingeführten Lohnsteuer-Nachschau handelt es sich um eine unangemeldete Au-
ßenprüfung, die während der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten stattfindet.  
 
Hinweis: Ziel der Lohnsteuer-Nachschau ist die wirksame Bekämpfung von Schwarzarbeit und 
Scheinarbeitsverhältnissen. Damit soll die zeitnahe und ordnungsgemäße Einbehaltung und Ab-
führung der Lohnsteuer sichergestellt werden. 
 

Verhinderung der Cash-GmbHs 

 
Bis dato bestand die Möglichkeit, Zahlungsmittel, die typischerweise zum nicht begünstigten Pri-
vatvermögen gehören, z.B. in eine GmbH einzulegen, um dann die Anteile steuerbegünstigt zu 
verschenken (sogenannte „Cash-Gesellschaften“). 
 
Hinweis: In einem Beschluss aus 2012 stellte der Bundesfinanzhof fest, dass er hierin keine 
missbräuchliche Gestaltung erkennen kann. Es handelt sich seiner Ansicht nach vielmehr um die 
Nutzung von Gestaltungsmöglichkeiten. 
 
Diese Gestaltungsmöglichkeit wurde nun eingeschränkt. Nach der neuen Gesetzesfassung wer-
den Zahlungsmittel, Geschäftsguthaben, Geldforderungen und andere Forderungen (nach dem 
Abzug von Schulden) als „schädliches Verwaltungsvermögen“ eingestuft, wenn sie 20 % des Un-
ternehmenswerts übersteigen. 
 
Hinweis: Die Neuregelungen sind bereits auf Erwerbe anzuwenden, für die die Steuer nach dem 
6.6.2013 entsteht. 
 

Neue Rechnungsanforderungen bei Gutschriften 

 
Erfolgt die Rechnungserstellung durch den Leistungsempfänger oder durch einen von ihm beauf-
tragten Dritten, definiert das Umsatzsteuergesetz diesen Vorgang als Gutschrift. Diese Rechnun-
gen sind nunmehr zwingend durch den Zusatz „Gutschrift“ zu ergänzen.  
 
Dieser Zusatz ist insbesondere deshalb wichtig, weil der Vorsteuerabzug eine ordnungsgemäß 
ausgestellte Rechnung voraussetzt. Fehlt also der Zusatz „Gutschrift“, kann der Leistungsemp-
fänger keinen Vorsteuerabzug vornehmen. 
 
Hinweis: Die Neuregelung tritt am Tag nach der Verkündung des Amtshilferichtlinie-
Umsetzungsgesetzes im Bundesgesetzblatt in Kraft; Verkündung am 29.6.2013, Inkrafttreten also 
am 30.6.2013 (Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 26.6.2013, BGBl I 2013, 1809; FG 
Niedersachsen, Urteil vom 5.5.2011, Az. 1 K 266/10, Rev. BFH Az. IV R 9/12; BMF-Schreiben 
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vom 8.5.2009, Az. IV C 6 - S 2139 b/07/10002; BFH-Urteil vom 12.5.2011, Az. VI R 42/10; BMF-
Schreiben vom 20.12.2011, Az. IV C 4 - S 2284/07/0031: 002; BFH, Beschluss vom 27.9.2012, 
Az. II R 9/11). 

 
Eingetragenen Lebenspartnerschaften steht Ehegattensplitting zu 
Die Ungleichbehandlung von eingetragenen Lebenspartnerschaften und Ehen beim Ehegatten-
splitting ist verfassungswidrig. Dies hat das Bundesverfassungsgericht entschieden und den Ge-
setzgeber aufgefordert, die Rechtslage rückwirkend ab der Einführung des Lebenspartner-
schaftsgesetzes zum 1.8.2001 zu ändern. Die insofern vorgenommene Neuregelung wurde be-
reits am 18.7.2013 im Bundesgesetzblatt verkündet. 
 
Nach der gesetzlichen Neufassung sind die Regelungen des Einkommensteuergesetzes zu Ehe-
gatten und Ehen auch auf Lebenspartner und Lebenspartnerschaften anzuwenden. Diese Gene-
ralnorm ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die Einkommensteuer noch nicht bestandskräf-
tig festgesetzt ist.   
 
Hinweis: Die neue Rechtslage bringt aber nicht per se Steuervorteile. Ist das zu versteuernde 
Einkommen der Partner nämlich in etwa gleich hoch, bringt der Ehegattentarif keine Steuerent-
lastung (Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes in Umsetzung der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 7. Mai 2013 vom 15.7.2013, BGBl I 2013, 2397; BVerfG, 
Beschlüsse vom 7.5.2013, Az. 2 BvR 909/06, Az. 2 BvR 1981/06, Az. 2 BvR 288/07). 

 
Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der Hochwasser-Opfer  
Durch das Hochwasser Ende Mai/Anfang Juni 2013 sind in weiten Teilen Deutschlands beträcht-
liche Schäden entstanden. Das Bundesfinanzministerium hat nun im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder steuerliche Unterstützungsmaßnahmen erlassen, die vom 
1.6.2013 bis zum 31.5.2014 gelten.  
 
Die Maßnahmen beziehen sich u.a. auf Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen und auf lohn-
steuerliche Erleichterungen (z.B. die Unterstützung von Arbeitnehmern und Arbeitslohnspenden). 
Auch steuerliche Nachweispflichten werden erleichtert. Dies gilt vor allem  
für Spendennachweise (BMF-Schreiben vom 21.6.2013, Az. IV C 4 - S 2223/­07/0015: 008). 

 
 

Vermieter 
 
Behandlung von Abschlussgebühren für Bausparverträge 
Die Senatsverwaltung für Finanzen in Berlin hat darauf hingewiesen, dass die Abschlussgebüh-
ren für Bausparverträge Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
darstellen, wenn im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bereits ein hinreichend enger zeitlicher 
und wirtschaftlicher Zusammenhang mit einem konkreten Einkunftserzielungsobjekt besteht. Dies 
ist beispielsweise bei der Zwischenfinanzierung des Kaufpreises eines Gebäudes der Fall.  
 
Nach dem aktuellen Erlass sind die Abschlussgebühren zu dem Zeitpunkt abgeflossen (und da-
mit Werbungskosten), in dem sie geleistet werden. Die Möglichkeit einer etwaigen späteren 
Rückzahlung ist insoweit unbeachtlich. 
 
Hinweis: Sind die Zahlungen als Werbungskosten anerkannt worden, so liegen bei einer Rück-
gewähr insoweit steuerpflichtige Einnahmen vor (SenFin Berlin, Erlass vom 7.3.2013, Az. S 
2253-1/2012-3). 

 
 

Freiberufler und Gewerbetreibende 
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Investitionsabzugsbetrag: Aufstockung in Folgejahren möglich? 
Der Investitionsabzugsbetrag kann in einem nachfolgenden Wirtschaftsjahr erhöht werden. Hier-
mit widerspricht das Finanzgericht Niedersachsen jedoch der Meinung der Finanzverwaltung.   
 
Der Umstand, dass bereits im Vorjahr für ein Wirtschaftsgut ein Investitionsabzugsbetrag in An-
spruch genommen wurde, steht der Aufstockung dieses Betrages auf den 40 % der geplanten In-
vestitionskosten noch unterschreitenden absoluten Höchstbetrag von 200.000 EUR nicht entge-
gen, so das Finanzgericht Niedersachsen. 
 
Hinweis: Gegen das Urteil ist die Revision anhängig. Sollte der Bundesfinanzhof die Ansicht der 
Vorinstanz bestätigen, kann der Einsatz des Investitionsabzugsbetrags zur Steueroptimierung 
weiter verfeinert werden (FG Niedersachsen, Urteil vom 19.12.2012, Az. 2 K 189/12, Rev. BFH 
Az. X R 4/13; BMF-Schreiben vom 8.5.2009, Az. IV C 6 - S 2139 b/07/10002). 

 
Buchhaltungsprogramm muss nicht WinIDEA-fähig sein 
Eine Buchführung ist nicht schon deshalb formal ordnungswidrig, weil der Steuerpflichtige ein 
Buchführungsprogramm verwendet, das wegen seines Alters nicht mit der Prüfsoftware WinIDEA 
kompatibel ist. Das hat das Finanzgericht Münster entschieden. 
 

Datenzugriff ist ein Reizthema 

 
Wurden Unterlagen (z.B. Inventare und Jahresabschlüsse) mithilfe eines Datenverarbeitungssys-
tems erstellt, hat der Betriebsprüfer grundsätzlich das Recht, Einsicht in die gespeicherten Daten 
zu nehmen und das Datenverarbeitungssystem zur Prüfung dieser Unterlagen zu nutzen. Über 
die Möglichkeiten und Grenzen des Datenzugriffs und der Datenauswertung gibt es allerdings 
immer wieder Streit zwischen den Finanzbehörden und Unternehmen, der oftmals gerichtlich ge-
klärt werden muss.  
 

Buchführung nicht ordnungswidrig 

 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Münster ergibt sich aus den gesetzlichen Vorschriften nicht, 
dass ein Datenverarbeitungssystem CD-ROMs erstellen können muss, Disketten nicht genügen 
oder die maschinelle Datenauswertung IDEA- oder WinIDEA-fähig sein muss, obwohl das Pro-
gramm wegen seines Alters solche Daten nicht unterstützt.  
 
Fehlen diese Datenträger bzw. Daten, darf sich daraus nicht die Ordnungswidrigkeit der Buchfüh-
rung ergeben. Auch andere Nachteile dürfen daraus für den Steuerpflichtigen nicht resultieren 
(FG Münster, Urteil vom 15.1.2013, Az. 13 K 3764/09). 

 
Authentifizierung: Übergangsregelung läuft Ende August aus 
Nicht authentifiziert übermittelte Daten werden von der Steuerverwaltung ab dem 1.9.2013 nicht 
mehr angenommen. Hierauf weist die Oberfinanzdirektion Karlsruhe hin.  
 
Von der Authentifizierungspflicht betroffen sind folgende (Vor-)Anmeldungen und Anträge: 
 

- Lohnsteuer-Anmeldungen, 
- Umsatzsteuer-Voranmeldungen,  
- Anmeldungen von Sondervorauszahlungen,  
- Zusammenfassende Meldungen sowie  
- Anträge auf Dauerfristverlängerung.  
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Zwar sind Unternehmer und Arbeitgeber grundsätzlich bereits seit Jahresbeginn verpflichtet, die 
oben genannten Daten mit elektronischem Zertifikat authentifiziert zu übermitteln. Infolge einer 
Übergangsfrist werden bis zum 31.8.2013 jedoch auch Abgaben ohne Authentifizierung akzep-
tiert. 
 
Ein elektronisches Zertifikat erhalten alle Steuerpflichtigen durch eine Registrierung im ElsterOn-
line-Portal unter www.elsteronline.de/eportal. Dabei ist indes zu beachten, dass die Registrierung 
bis zu zwei Wochen in Anspruch nehmen kann.  
 
Hinweis: Arbeitgebern empfiehlt die Oberfinanzdirektion Karlsruhe im Hinblick auf die Einführung 
der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (kurz: ELStAM) zum 1.1.2013 die Zertifikatsart 
„Nicht-persönliches Zertifikat (Organisationszertifikat)“ (OFD Karlsruhe vom 21.6.2013, PM Nr. 
6/2013). 

 
 

Gesellschafter und Geschäftsführer von Kapitalgesell-
schaften 
 
Endgültige Verluste im EU-Ausland sind im Inland absetzbar 
Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass Kosten eines fehlgeschlagenen Versuchs, in Bel-
gien Ferienwohnungen zu kaufen, in Deutschland steuermindernd berücksichtigt werden können. 
 
Im Streitfall wollte eine deutsche GmbH in Belgien 21 Ferienpark-Chalets kaufen und anschlie-
ßend an Feriengäste vermieten. Nach den vertraglichen Bedingungen musste die GmbH eine 
Anzahlung von 300.000 EUR leisten. Die Anzahlung verfiel, als es nicht zu dem Kauf kam. Das 
Finanzamt versagte der GmbH die Berücksichtigung der verlorenen Anzahlung bei der Festset-
zung der inländischen Körperschaftsteuer. Da die Gewinne aus der beabsichtigten Geschäftstä-
tigkeit nach dem Doppelbesteuerungsabkommen mit Belgien in Deutschland steuerfrei gewesen 
wären, könnten auch die letztlich erzielten Verluste nicht berücksichtigt werden. 
 
Die hiergegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht Köln stützte sich dabei auf die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, wonach finale Auslandsverluste im Ansässig-
keitsstaat des (Mutter-)Unternehmens berücksichtigt werden müssen. Im Streitfall sei der Verlust 
definitiv und „final“ im Jahr 2006 entstanden.  
 
Hinweis: Das Finanzgericht Köln hat gegen seine Entscheidung die Revision beim Bundesfi-
nanzhof zugelassen (FG Köln, Urteil vom 13.3.2013, Az. 10 K 2067/12; EuGH-Urteil vom 
21.2.2013, Rs. C-123/11). 

 
 

Umsatzsteuerzahler 
 
Keine Dauerfristverlängerung bei anhängigem Strafverfahren 
Grundsätzlich verlängert das Finanzamt die Fristen für die Abgabe der Umsatzsteuer-
Voranmeldungen und die Entrichtung der Vorauszahlungen auf Antrag um einen Monat. Sofern 
der Steueranspruch allerdings gefährdet erscheint, hat das Finanzamt den Antrag abzulehnen. 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Köln liegt eine derartige Gefahr vor, wenn gegen den an-
tragstellenden Geschäftsführer einer GmbH ein Steuerstrafverfahren wegen des Verdachts der 
Umsatzsteuerverkürzung bei einer anderen Gesellschaft eingeleitet worden ist. 
  
Hinweis: Den Grundsatz „in dubio pro reo” ließ das Finanzgericht Köln vorliegend nicht gelten. 
Vielmehr ist das Finanzamt verpflichtet, sämtliche bekannten Umstände in die 
Prognoseentscheidung einfließen zu lassen (FG Köln, Urteil vom 12.12.2012, Az. 9 K 2349/10). 
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Rückgängigmachung der Option führt zum Verlust des Vorsteuerabzugs 
Durch eine Regelung im Umsatzsteuergesetz kann auf die Steuerbefreiung bestimmter Umsätze 
verzichtet werden. Berichtigt der leistende Unternehmer eine Rechnung und macht er hierbei den 
zuvor erklärten Verzicht auf eine Steuerfreiheit wieder rückgängig, verliert der Leistungsempfän-
ger seinen Vorsteuerabzug. Der Anspruch entfällt nach Ansicht des Bundesfinanzhofs rückwir-
kend für das Jahr, in dem er den Vorsteuerabzug in Anspruch genommen hat.  
 
Im zugrunde liegenden Fall wurde ein Grundstück verkauft. Der Verkäufer optierte zur Umsatz-
steuer und erteilte eine Rechnung mit gesondert ausgewiesener Umsatzsteuer. Später berichtigte 
er die Rechnung und erklärte die ursprüngliche Rechnung nebst enthaltenem Umsatzsteueraus-
weis für ungültig.  
 
Der Bundesfinanzhof weist in seinem Beschluss darauf hin, dass eine Rückgängigmachung des 
Verzichts nur dadurch erfolgen kann, dass eine berichtigte Rechnung ohne Steuerausweis erteilt 
wird. Wegen des Widerrufs des Verzichts verliert der Leistungsempfänger seinen Anspruch auf 
Vorsteuerabzug rückwirkend für das Jahr, in dem er den Vorsteuerabzug in Anspruch genommen 
hat. Nicht maßgebend ist insofern also das Zugangsjahr der berichtigten Rechnung (BFH, Be-
schluss vom 3.4.2013, Az. V B 64/12).  

 
Umsatzsteuerliche Auswirkungen durch den EU-Beitritt Kroatiens  
Kroatien ist am 1.7.2013 der Europäischen Union beigetreten. Daraus ergeben sich für deutsche 
Unternehmen mit Waren- und Dienstleistungsverkehr mit Kroatien u.a. wichtige umsatzsteuerli-
che Auswirkungen, auf die das Bundesfinanzministerium in einem aktuellen Schreiben hinweist.  
 
Hinweis: Nach mehreren Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes und der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung treten im grenzüberschreitenden Leistungsverkehr, je nachdem ob ein 
Staat zur Europäischen Union gehört oder nicht, unterschiedliche Besteuerungsfolgen und 
Nachweispflichten ein. Das gilt z.B. für innergemeinschaftliche Lieferungen und Ausfuhrlieferun-
gen (BMF-Schreiben vom 28.6.2013, Az. IV D 1 - S 7058/07/10002). 
 

 

Arbeitgeber 
 
Freiwillige Lohnzahlungen: Steuerzahlerfreundliche Verwaltungssichtweise  
Einige Gehaltsbestandteile sind steuer- und sozialabgabenfrei, wenn der Arbeitgeber die Leis-
tung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbringt. Zu diesem Tatbestandsmerkmal 
hat der Bundesfinanzhof in 2012 eine recht restriktive Auffassung vertreten, die das Bundesfi-
nanzministerium aber – erfreulicherweise – nicht übernimmt. 
 

Zum Hintergrund 

 
Um einige begünstigende Vorschriften des Einkommensteuergesetzes anwenden zu können, 
müssen die Leistungen des Arbeitgebers teilweise zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn erbracht werden. Dies betrifft beispielsweise die nachfolgenden Steuerbegünstigungen: 
 

- Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung und Betreuung von nicht schulpflichtigen 
Kindern der Arbeitnehmer in Kindergärten oder vergleichbaren Einrichtungen (sogenann-
te Kindergartenzuschüsse), 

 
- bestimmte Arbeitgeberleistungen zur Verbesserung des allgemeinen Gesundheitszu-

stands und der betrieblichen Gesundheitsförderung.  
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Ansicht des Bundesfinanzhofs 

 
Nach der neuen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist der ohnehin geschuldete Arbeitslohn 
der arbeitsrechtlich geschuldete. Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn werden nur 
freiwillige Arbeitgeberleistungen erbracht. Nur solche Leistungen schuldet der Arbeitgeber nicht 
ohnehin. 
 
Beispiel: Zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer wird arbeitsvertraglich vereinbart, 
dass der Arbeitnehmer ab dem 1.9.2013 neben seinem Bruttoarbeitslohn monatlich einen Kin-
dergartenzuschuss i.H. von 80 EUR erhält. 
 
Da es sich um eine arbeitsvertragliche Vereinbarung handelt, gehört der Kindergartenzuschuss 
nach Auffassung des Bundesfinanzhofs zu dem ohnehin geschuldeten Arbeitslohn, sodass eine 
Steuerbefreiung ausscheidet. 
 

Finanzverwaltung hält an bisheriger Sichtweise fest 

 
Die Verwaltung wendet diese neue Sichtweise aus Gründen des Vertrauensschutzes und der 
Kontinuität der Rechtsanwendung nicht an. Somit gilt weiterhin Folgendes: Kommt die zweckbe-
stimmte Leistung zu dem Arbeitslohn hinzu, den der Arbeitgeber schuldet, ist die 
Zusätzlichkeitsvoraussetzung auch dann erfüllt, wenn der Arbeitnehmer arbeitsvertraglich oder 
aufgrund einer anderen arbeits- oder dienstrechtlichen Rechtsgrundlage einen Anspruch auf die 
zweckbestimmte Leistung hat.  
 
Somit bleibt der Kindergartenzuschuss im vorgenannten Beispiel nach der Verwaltungsanwei-
sung weiterhin steuerfrei. 
  
Hinweis: Gehaltsumwandlungen sind allerdings nach wie vor schädlich (BMF-Schreiben vom 
22.5.2013, Az. IV C 5 - S 2388/­11/10001-02; BFH-Urteile vom 19.9.2012, Az. VI R 54/11, Az. VI 
R 55/11). 

 
Vereinfachung bei der Besteuerung von Reisekostenvergütungen 
Grundsätzlich müssen die steuerpflichtigen Teile der Reisekostenvergütung bei der nächstmögli-
chen Lohnabrechnung versteuert werden. Die Oberfinanzdirektion Frankfurt hat jetzt allerdings 
auf eine bundeseinheitliche Regelung hingewiesen, wonach es aus Vereinfachungsgründen nicht 
beanstandet wird, wenn die steuerpflichtigen Teile bis zu einer Obergrenze von 153 EUR monat-
lich beim einzelnen Arbeitnehmer nur vierteljährlich abgerechnet werden. 
 
Hinweis: Diese Vereinfachungsregelung gilt auch für die Besteuerung von Mahlzeiten mit den 
Sachbezugswerten (OFD Frankfurt, Verfügung vom 29.5.2013, Az. S 2338 A - 43 - St 211). 

 
 

Arbeitnehmer 
 
Blockmodell: Keine Versorgungsbezüge während der Freistellungsphase 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Einkünfte, die in der Freistellungsphase im Rahmen 
der Altersteilzeit nach dem Blockmodell erzielt werden, regelmäßig keine Versorgungsbezüge 
sind. Demzufolge kann bei der Besteuerung weder der steuermindernde Versorgungsfreibetrag 
noch der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag in Anspruch genommen werden. 
 
Hinweis: Bei der Altersteilzeit im Blockmodell arbeitet der Arbeitnehmer ab Beginn der Altersteil-
zeit weiter Vollzeit, erhält aber ein reduziertes Gehalt. Während der Freistellungsphase bezieht er 
das reduzierte Gehalt weiter.  
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Die in der Freistellungsphase geleisteten Zahlungen dienen nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
keinem Versorgungszweck. Somit sind die in der Altersteilzeit erbrachten Bezüge laufende 
Dienstbezüge. Dies gilt unabhängig davon, ob die Altersteilzeit in Form des Blockmodells oder 
des Teilzeitmodells durchgeführt wird, in dem der Steuerpflichtige in der gesamten Altersteilzeit-
phase durchgängig die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit bei entsprechend geminderten Bezü-
gen erbringt (BFH-Urteil vom 21.3.2013, Az. VI R 5/12). 

 
Pendlerpauschale: Zur offensichtlich verkehrsgünstigeren Umwegstrecke 
Für die Entscheidung, ob eine Umwegstrecke zur Arbeit offensichtlich verkehrsgünstiger und bei 
der Entfernungspauschale zu berücksichtigen ist, muss nach der Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs auf die konkreten Verhältnisse im Einzelfall abgestellt werden. Nach einer aktuellen 
Entscheidung des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz ist eine längere Fahrstrecke nicht offensichtlich 
verkehrsgünstiger, wenn sie bei ständig wechselnden Verkehrsverhältnissen nur bei bestimmten 
Verkehrslagen Vorteile gegenüber der kürzesten nutzbaren Straßenverbindung bieten kann und 
eine Entscheidung, welche Strecke genutzt wird, vor jeder Fahrt neu anhand der dann aktuellen 
Verkehrslage getroffen werden muss. 
 

Zum Hintergrund 

 
Für die Bestimmung der Entfernung ist grundsätzlich die kürzeste Straßenverbindung zwischen 
Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte maßgebend. Eine andere als die kürzeste Straßenver-
bindung kann zugrunde gelegt werden, wenn der Arbeitnehmer diese tatsächlich nutzt und die 
Arbeitsstätte so trotz gelegentlicher Verkehrsstörungen in der Regel schneller und pünktlicher er-
reicht.  
 
In einem Urteil aus 2011 hat der Bundesfinanzhof klargestellt, dass für den Umweg nicht zwin-
gend eine Zeitersparnis von mindestens 20 Minuten erforderlich ist. Ist aber nur eine geringfügige 
Verkürzung der Fahrzeit von weniger als 10 % zu erwarten, spricht viel dafür, dass die minimale 
Zeitersparnis allein für einen verständigen Verkehrsteilnehmer keinen ausschlaggebenden Anreiz 
darstellen dürfte, eine von der kürzesten Verbindung abweichende Route zu wählen.  
 
Hinweis: Eine Straßenverbindung kann aber unter Umständen auch dann offensichtlich ver-
kehrsgünstiger als die kürzeste Verbindung sein, wenn sich dies z.B. aus der Streckenführung 
oder der Schaltung von Ampeln ergibt und keine Zeitersparnis zu erwarten ist. 
 

Die Beweislast liegt beim Steuerpflichtigen 

 
In der umfangreichen Urteilsbegründung stellten die Richter des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz 
unmissverständlich klar, dass nach den allgemeinen Grundsätzen der Steuerpflichtige die Nach-
weispflicht für steuermindernde Sachverhalte trägt. Im Streitfall wurde die Steuerpflichtige vom 
Gericht aufgefordert, alle Fakten darzulegen, die dazu geführt hätten, dass die gewählte Stra-
ßenverbindung im Veranlagungszeitraum offensichtlich verkehrsgünstiger als die kürzeste Stra-
ßenverbindung war. Dieser Aufforderung kam die Steuerpflichtige nach Ansicht des Finanzge-
richts jedoch nicht ausreichend nach.  
 
Hinweis: Wer eine andere, als die kürzeste Straßenverbindung bei der Entfernungspauschale 
berücksichtigen möchte, sollte eine zeitnahe und ausreichende Beweisvorsorge treffen (FG 
Rheinland-Pfalz, Urteil vom 21.2.2013, Az. 4 K 1810/11). 

 
 

Abschließende Hinweise 
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Umfangreicher Fragen-Antworten-Katalog zu Minijobs in Privathaushalten 
Die Minijob-Zentrale hat einen 27 Seiten umfassenden Fragen-Antworten-Katalog zu den häu-
figsten Fragen zu Minijobs in Privathaushalten veröffentlicht, der unter www.iww.de/sl287 herun-
tergeladen werden kann. 
 
Bei den Minijobs in Privathaushalten handelt es sich um eine spezielle Form der geringfügigen 
Beschäftigung, die besonders gefördert wird. So zahlt der Arbeitgeber im Vergleich zu den ge-
werblichen Minijobs geringere Pauschalbeiträge, zum anderen kann er von einer Steuerermäßi-
gung profitieren.  
 
Hinweis: Als Arbeitgeber kommen nur nat rliche  ersonen in  etracht, also z.B. keine Dienstleis-
tungsagenturen oder andere Unternehmen und auch keine  ohnungseigent mergemeinschaften 
(Minijob-Zentrale „Fragen-Antworten-Katalog: Die häufigsten Fragen zu Minijobs in Privathaus-
halten“, unter www.iww.de/sl287). 

 
Reisezeit: Ihr Weg durch den Zoll 
Das Bundesfinanzministerium hat eine ausführliche Broschüre veröffentlicht, die darüber infor-
miert, welche zollrechtlichen Spielregeln gerade bei Urlaubsreisen zu beachten sind. Die Bro-
schüre kann unter www.iww.de/sl298 heruntergeladen werden. 
 
In der Broschüre wird u.a. auf folgende Punkte hingewiesen: 
 

- Souvenirs, die bedenkenlos mitgebracht werden können, 
- Freimengen, die für die Einfuhr bestimmter Waren gelten und 
- Waren, die nicht ins Reisegepäck gehören.  
 

(BMF, Mitteilung vom 21.6.2013 „Reisezeit - Wir wünschen Ihnen einen schönen Urlaub!“; Bro-
schüre „Reisezeit - Ihr  eg durch den Zoll“, unter www.iww.de/sl298) 

 
Verzugszinsen 
Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1.1.2002 der Basiszinssatz nach § 247 BGB 
anzuwenden. Die Höhe wird jeweils zum 1.1. und 1.7. eines Jahres neu bestimmt.  
 
Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1.7.2013 bis zum 31.12.2013 beträgt -0,38 Prozent.  
 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen: 
 

- für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 4,62 Prozent 
 

- für einen grundpfandrechtlich gesicherten Verbraucherdarlehensvertrag 
(§ 497 Abs. 1 BGB, § 503 BGB): 2,12 Prozent 
 

- für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 7,62 Prozent 
 
Die für die Berechnung der Verzugszinsen anzuwendenden Basiszinssätze betrugen in der Ver-
gangenheit: 
 

- vom 01.01.2013 bis 30.06.2013: -0,13 % 
- vom 01.07.2012 bis 31.12.2012: 0,12 % 
- vom 01.01.2012 bis 30.06.2012: 0,12 % 
- vom 01.07.2011 bis 31.12.2011: 0,37 % 
- vom 01.01.2011 bis 30.06.2011: 0,12 % 
- vom 01.07.2010 bis 31.12.2010: 0,12 % 
- vom 01.01.2010 bis 30.06.2010: 0,12 % 
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- vom 01.07.2009 bis 31.12.2009: 0,12 % 
- vom 01.01.2009 bis 30.06.2009: 1,62 % 
- vom 01.07.2008 bis 31.12.2008: 3,19 % 
- vom 01.01.2008 bis 30.06.2008: 3,32 % 
- vom 01.07.2007 bis 31.12.2007: 3,19 % 
- vom 01.01.2007 bis 30.06.2007: 2,70 % 
- vom 01.07.2006 bis 31.12.2006: 1,95 % 
- vom 01.01.2006 bis 30.06.2006: 1,37 % 
- vom 01.07.2005 bis 31.12.2005: 1,17 % 
- vom 01.01.2005 bis 30.06.2005: 1,21 % 
- vom 01.07.2004 bis 31.12.2004: 1,13 % 
- vom 01.01.2004 bis 30.06.2004: 1,14 % 
- vom 01.07.2003 bis 31.12.2003: 1,22 % 
- vom 01.01.2003 bis 30.06.2003: 1,97 % 
- vom 01.07.2002 bis 31.12.2002: 2,47 % 
- vom 01.01.2002 bis 30.06.2002: 2,57 % 

 
Steuertermine im Monat August 2013 
Im Monat August 2013 sollten Sie folgende Steuertermine beachten: 
 
- Umsatzsteuerzahler (Monatszahler): Anmeldung und Barzahlung bis zum 12.8.2013. 
 
- Lohnsteuerzahler (Monatszahler): Anmeldung und Barzahlung bis zum 12.8.2013. 
 
- Gewerbesteuerzahler: Barzahlung bis zum 15.8.2013*. 
 
- Grundsteuerzahler: Barzahlung bis zum 15.8.2013*. 
 
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fälligkeits-
termin vorliegen.   
 
Hinweis: Bei der Grundsteuer kann die Gemeinde abweichend von dem vierteljährlichen Zah-
lungsgrundsatz verlangen, dass Beträge bis 15 EUR auf einmal grundsätzlich am 15.8.2013* und 
Beträge bis einschließlich 30 EUR je zur Hälfte am 15.2.2013 und am 15.8.2013* zu zahlen sind. 
Auf Antrag (war bis zum 1.10.2012 zu stellen) kann die Grundsteuer auch am 1.7.2013 in einem 
Jahresbetrag entrichtet werden. 
 
Bitte beachten Sie: Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspä-
teten Zahlung durch Überweisung endet am 15.8.2013* für die Umsatz- und Lohnsteuerzahlung 
und am 19.8.2013 für die Gewerbe- und Grundsteuerzahlung. Es wird an dieser Stelle nochmals 
darauf hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Barzahlung und Zah-
lung per Scheck gilt! 
 
* In Bayern (bei Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung) und im Saarland  jeweils 
einen Tag später. 

 
 
 
Die oben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 
Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch notwendig, Haftung 
und Gewähr auszuschließen. 
 

 
 


